
Anordnung von Homeoffice durch den Arbeitgeber  
aufgrund des Coronavirus Aufgrund der zunehmenden Verbreitung des Coronavirus haben 

bereits zahlreiche Unternehmen in der Schweiz gegenüber den Mitarbeitenden Homeoffice-Arbeit angeordnet. Dieser  

Beitrag widmet sich unter anderem der Frage, ob und mit welchen Folgen Arbeitgeber in der aktuellen Situation einseitig 

Homeoffice anordnen können.
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1. Rahmenbedingungen für Homeoffice-
Arbeit im Allgemeinen

In allgemeiner Hinsicht und unabhängig 
von der aktuellen Situation im Zusam-
menhang mit dem Coronavirus gelten für 
die Arbeitsverrichtung im Homeoffice aus 
arbeitsrechtlicher Sicht insbesondere fol-
gende Rahmenbedingungen:

	– 	 Implementierung Homeoffice: Ohne 
besondere Vereinbarung zwischen 
dem Arbeitgeber und dem Arbeit-
nehmer kann der Arbeitgeber die 
Arbeitsverrichtung im Homeoffice 
grundsätzlich nicht einseitig mittels 
des Weisungsrechts anordnen. Der 
Arbeitnehmer hat seinerseits keinen 
Rechtsanspruch auf die Arbeitsver-
richtung im Homeoffice. 

	– 	 Anwendbarkeit Arbeitsgesetz: Auch 
bei der Arbeitsverrichtung im Home-
office sind das Arbeitsgesetz und 
damit namentlich die Bestimmungen 
über die Arbeits- und Ruhezeiten 
sowie über den Gesundheitsschutz 
anwendbar. Der Arbeitgeber hat die 
Arbeitszeit der Arbeitnehmer auch 
im Homeoffice zu erfassen und ins-
besondere die Einhaltung der 
Höchstarbeitszeit, der täglichen 
Ruhezeit sowie des Nacht- und 
Sonntagsarbeitsverbots zu gewähr-
leisten. In Bezug auf den Gesund-
heitsschutz ist namentlich sicherzu-
stellen, dass der Arbeitnehmer über 
einen ergonomischen Arbeitsplatz 
verfügt. 

	– 	 Arbeitsmaterial: Der Arbeitgeber hat 
dem Arbeitnehmer für das Home-
office das für die Arbeit benötigte 
Arbeitsmaterial (Computer, Drucker 
etc.) zur Verfügung zu stellen; stellt 

der Arbeitnehmer sein privates 
Arbeitsmaterial zur Verfügung, hat 
er dafür Anspruch auf eine Entschä-
digung (Art. 327 OR). Sofern die 
Homeoffice-Arbeit auf dem Wunsch 
des Arbeitnehmers beruht und ihm 
ein Arbeitsplatz beim Arbeitgeber 
zur Verfügung steht, ist fraglich, ob 
das Arbeitsmaterial für das Home-
office für die Arbeitsverrichtung 
effektiv «benötigt» wird. In diesem 
Fall sprechen unseres Erachtens 
gute Argumente dafür, dass der 
Arbeitnehmer das Arbeitsmaterial 
selbst bereitstellen muss und dafür 
keine Entschädigung zugute hat. Da 
die gesetzliche Vorschrift dispositiv 
(das heisst nicht zwingend) ist, kön-
nen die Parteien ohnehin vereinba-
ren, dass der Arbeitnehmer das 
Arbeitsmaterial selbst entschädi-
gungslos zur Verfügung stellt. 

	– 	 Auslagen: Der Arbeitgeber hat dem 
Arbeitnehmer alle durch die Ausfüh-
rung der Arbeit notwendig entste-
henden Auslagen zu ersetzen  
(Art. 327a OR). Als Auslagen beim 
Homeoffice kommen insbesondere 
die Kosten für Strom, Internet und 
Heizung in Betracht. Das Bundes-
gericht hat in einem jüngeren Urteil 
entschieden, dass der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer auch die Mietaus-
lagen für die Nutzung eines Zimmers 
für die Homeoffice-Arbeit erstatten 
muss, wobei der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer im konkreten Fall  
keinen geeigneten Arbeitsplatz zur 
Verfügung gestellt hat. Im Gegensatz 
zur gesetzlichen Bestimmung betref-
fend Arbeitsmaterial ist die Vor-
schrift über den Auslagenersatz 

Homeoffice auf Anordnung des 
Arbeitgebers infolge der Corona-
Pandemie
Zur Vermeidung von Ansteckungen mit dem Coronavirus haben bereits zahlreiche Unter-

nehmen für ihr Personal die Arbeitsverrichtung im Homeoffice verbindlich angeordnet. 

Aus arbeitsrechtlicher Sicht stellen sich dabei zahlreiche Fragen. 
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zwingend und die Parteien können 
von dieser nicht mittels vertraglicher 
Vereinbarung zulasten des Arbeit-
nehmers abweichen. Sofern die 
Homeoffice-Arbeit auf dem Wunsch 
des Arbeitnehmers beruht, gilt unse-
res Erachtens auch in Bezug auf die 
Auslagen, dass diese nicht im Rah-
men der Ausführung der Arbeit not-
wendigerweise entstehen, weshalb 
der Auslagenersatz in diesem Fall 
wegbedungen werden kann. 

	– 	 Sozialversicherungsrechtliche 
Unterstellung von Grenzgängern: 
Bekanntlich unterstehen im Ausland 
wohnhafte und bei einem schweize-
rischen Arbeitgeber angestellte 
Grenzgänger solange den schweize-
rischen Sozialversicherungen, als sie 
im Wohnsitzstaat keinen wesent-
lichen Teil ihrer Erwerbstätigkeit von 
mindestens 25 % ausüben. Eine 
Unterstellung unter das Sozialver-
sicherungsrecht des Wohnsitzstaa-
tes kann insbesondere auch dann 
stattfinden, wenn ein Grenzgänger 
nur für seinen schweizerischen 
Arbeitgeber im Umfang von mindes-
tens 25 % seines Pensums im Home-
office im Wohnsitzstaat arbeitet.

2. Besonderheiten der Homeoffice-
Arbeit im Zusammenhang mit dem 
Coronavirus

a) Implementierung Homeoffice

Aufgrund der aktuellen Situation im 
Zusammenhang mit dem Coronavirus 
sowie den Empfehlungen des Bundesam-
tes für Gesundheit (BAG) betreffend 
«Social Distancing», Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten und Meidung des öffentli-
chen Verkehrs ist unseres Erachtens ein 
Ausnahmetatbestand von einer Qualität 
gegeben, dass der Arbeitgeber gestützt 
auf sein Weisungsrecht einseitig und 
kurzfristig die Arbeitsverrichtung im 
Homeoffice anordnen kann. Dies gilt auch 
dann, wenn die Verträge feste Arbeitsor-
te und keine Mobilitäts- oder Homeoffice-
Klauseln enthalten. Der Arbeitnehmer ist 
aufgrund seiner Treuepflicht verpflichtet, 

Verantwortung für die Einhaltung der 
Bestimmungen verbleibt aber letztlich 
beim Arbeitgeber. 

Es ist zu hoffen, dass auch die zuständi-
gen Behörden aufgrund der aktuellen 
besonderen Situation allfällige Fragestel-
lungen im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsgesetz mit dem angebrachten 
Augenmass beurteilen. 

c) Arbeitsmaterial und Auslagen

Wenn der Arbeitgeber aufgrund der aktu-
ellen Situation im Zusammenhang mit 
dem Coronavirus einseitig Homeoffice-
Arbeit anordnet, müsste er dem Arbeit-
nehmer bei strenger Anwendung der 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen das 
notwendige Arbeitsmaterial zur Verfü-
gung stellen (oder ihm die Nutzung des 
privaten Arbeitsmaterials entschädigen) 
sowie die Auslagen ersetzen (oben,  
Ziff. 1). 

Aufgrund der aktuellen Ausnahme- 
situation ist es unseres Erachtens jedoch 
notwendig, die gesetzlichen Bestimmun-
gen situations- und einzelfallgerecht 
anzuwenden: Soweit der Arbeitnehmer 
bereits über die erforderliche Infrastruk-
tur für einen Homeoffice-Arbeitsplatz 
verfügt, so sprechen starke Argumente 
dafür, dass er aufgrund seiner Treue-
pflicht verpflichtet ist, dieses Arbeits-
material und die Infrastruktur vorüber-
gehend für die Arbeitsverrichtung im 
Homeoffice zur Verfügung zu stellen, 
ohne dass der Arbeitgeber dafür eine 
zusätzliche Entschädigung zu bezahlen 
hat. Insbesondere kann die erwähnte 
Rechtsprechung betreffend anteilige 
Übernahme der Mietkosten durch den 
Arbeitgeber nicht auf die Situation von 
vorübergehendem Homeoffice infolge 
einer Pandemie übertragen werden, da 
dem Arbeitnehmer grundsätzlich ein 
Arbeitsplatz beim Arbeitgeber zur Verfü-
gung stehen würde und die Anordnung 
von Homeoffice dem Gesundheitsschutz 
des Arbeitnehmers dient. 

eine entsprechende Weisung des Arbeit-
gebers zu befolgen, soweit ihm dies 
zumutbar ist. 

Demgegenüber bleibt es unseres Erach-
tens dabei, dass der einzelne Arbeitneh-
mer auch in der aktuellen Situation 
grundsätzlich keinen generellen 
Anspruch auf die Arbeitsverrichtung im 
Homeoffice hat. Ausnahmen können dann 
bestehen, wenn behördliche Anweisun-
gen vorliegen, der Arbeitnehmer zu einer 
besonders gefährdeten Risikogruppe 
gehört oder der Arbeitgeber seine Für-
sorgepflicht schwerwiegend verletzt und 
die notwendigen (sowie zumutbaren) 
Schutzmassnahmen zu ergreifen unter-
lässt. In letzterem Fall könnte der Arbeit-
nehmer allenfalls gegen den Willen des 
Arbeitgebers die Homeoffice-Arbeit ver-
richten, wobei dafür zwingend eine vor-
gängige Abmahnung mit Ansetzung einer 
angemessenen Frist seitens des Arbeit-
nehmers erforderlich ist. 

b) Arbeitsgesetz

An der Anwendbarkeit des Arbeitsgeset-
zes bei der Arbeitsverrichtung im Home-
office ändert sich aufgrund der aktuellen 
Situation im Zusammenhang mit dem 
Coronavirus grundsätzlich nichts. 

Bei einer kurzfristigen und weitgehend 
«flächendeckenden» Anordnung von 
Homeoffice in mittleren und grösseren 
Betrieben wird die Implementierung 
einer Zeiterfassungsmethode sowie die 
Kontrolle des Gesundheitsschutzes am 
Homeoffice-Arbeitsplatz mit zusätzlichen 
Schwierigkeiten verbunden sein. In die-
sem Fall besteht eine pragmatische 
Lösung unseres Erachtens darin, dass 
der Arbeitgeber eine Weisung erlässt, mit 
welcher die Arbeitszeiterfassung vorü-
bergehend an die Arbeitnehmer delegiert 
wird und die Arbeitnehmer zur Einhal-
tung der Vorschriften über die Arbeits- 
und Ruhezeiten sowie den Gesundheits-
schutz angehalten werden. Der Arbeitge-
ber kann die Arbeitnehmer zudem um 
eine Selbstdeklaration ersuchen, mit  
welcher sie bestätigen, die Bestimmun-
gen des Arbeitsgesetzes einzuhalten. Die 
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Sollte ein Arbeitnehmer jedoch nicht über 
eine ausreichende Infrastruktur verfü-
gen, um seine Arbeit im Homeoffice zu 
verrichten, so muss der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer die Infrastruktur zur Verfü-
gung stellen oder zumindest die entspre-
chenden Kosten erstatten. Verfügt ein 
Arbeitnehmer z.B. zuhause über keinen 
Internetanschluss, hat ihm der Arbeitge-
ber mobiles Internet zur Verfügung zu 
stellen oder zumindest die Initialkosten 
für die Einrichtung eines Internetan-
schlusses zu erstatten. 

Der Arbeitgeber hat darauf zu achten, 
dass er allenfalls erforderliches spezi-
fisches Arbeitsmaterial rechtzeitig 
besorgt und die Arbeitnehmer mit die-
sem ausstattet. Wenn z.B. für die konkre-
te Arbeitsverrichtung spezielle Laptops 
oder eine bestimmte Software erforder-
lich sind, hat der Arbeitgeber diese Hard-
ware und die Softwarelizenzen in ausrei-
chender Anzahl auf eigene Kosten zu 
beschaffen. 

Es bleibt aber ein Risiko bestehen, dass 
sich ein Gericht streng an den gesetz-
lichen Vorschriften orientiert und trotz 
der aktuellen Ausnahmesituation insbe-
sondere zusätzliche Entschädigungs-
pflichten zulasten der Arbeitgeber 
annimmt.

d) Datenschutz

Da sich beim Homeoffice in der Regel die 
geschäftliche und die private Sphäre ver-
mischen, erlangt der Datenschutz eine 
grosse Bedeutung. Der Arbeitnehmer hat 
grundsätzlich sicherzustellen, dass 
Geschäftsgeheimnisse geschützt werden 
und Familienangehörige sowie Dritte kei-
nen Zugang zu den geschäftlichen Daten 
erhalten. 

Normalerweise ist es aus Sicht des 
Arbeitgebers empfehlenswert, selbst 
zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen, 
wie z.B. Firewalls, Software für Ver-
schlüsselungen und Virenschutz etc. zu 
implementieren. Bei einer kurzfristigen 
Einführung von Homeoffice-Arbeit fehlen 
jedoch allenfalls die Zeit und die Mittel, 

3. Fazit

Die aktuelle Ausnahmesituation im 
Zusammenhang mit dem Coronavirus 
rechtfertigt unseres Erachtens eine  
situationsangepasste Anwendung der 
gesetzlichen Bestimmungen und aner-
kannten Grundsätze im Zusammenhang 
mit dem Homeoffice. So kann der Arbeit-
geber insbesondere einseitig und kurz-
fristig Homeoffice-Arbeit einführen. 
Zudem kann sich der Arbeitgeber in 
Bezug auf die Modalitäten der Homeof-
fice-Arbeit (z.B. Arbeitszeiterfassung, 
Datenschutz etc.) zunächst auf rudimen-
täre Regelungen mittels einseitigen Wei-
sungen beschränken. 

Soweit der Arbeitnehmer bereits über 
eine für das Homeoffice erforderliche  
Infrastruktur verfügt, kann von ihm in der 
aktuellen Situation erwartet werden, 
dass er diese vorübergehend ohne 
zusätzliche Entschädigung für die Home-
office-Arbeit zur Verfügung stellt.
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solche Massnahmen umzusetzen. Auch 
in diesem Fall ist es empfehlenswert, 
dass der Arbeitgeber eine einseitige Wei-
sung zur Gewährleistung von Mindest-
standards in Bezug auf die Datensicher-
heit (z.B. Anforderungen an Passwörter) 
erlässt. 

e) Sozialversicherungsrechtliche Unter-
stellung von Grenzgängern

Gemäss Auskunft des Bundesamtes für 
Sozialversicherungen (BSV) erachten die 
schweizerischen Behörden die aktuelle 
Situation als Ausnahmezustand. Das BSV 
trägt diesem Umstand dadurch Rech-
nung, dass Grenzgänger, die grundsätz-
lich in der Schweiz ihre Arbeit verrichten 
und nun aufgrund des Coronavirus zur 
Homeoffice-Arbeit gezwungen sind und 
dadurch die Wesentlichkeitsgrenze von 
25 % überschreiten, aus schweizerischer 
Sicht weiterhin dem Schweizer Sozialver-
sicherungssystem unterstellt sind. Dies 
gilt nach dem BSV sowohl für Arbeitneh-
mer, welche keine Homeoffice-Klausel im 
Arbeitsvertrag haben, als auch für sol-
che, die bereits im Homeoffice arbeiteten, 
aber die Schwelle von 25 % nicht erreich-
ten. Das BSV kann jedoch jederzeit eine 
ergänzende oder abweichende Weisung 
erlassen. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass die dar-
gestellte Praxis des BSV nur die schwei-
zerische Rechtslage betrifft. Es ist nach 
dem BSV zurzeit noch nicht (offiziell) 
bekannt, wie ausländische Sozialversi-
cherungsbehörden die vorliegende Situa-
tion handhaben werden. Es kann daher 
nicht ausgeschlossen werden, dass die 
ausländischen Behörden, welche die 
Sozialversicherungsbeiträge für einen in 
ihrem Land wohnhaften Grenzgänger 
gegenüber dem schweizerischen Arbeit-
geber einfordern würden, sich nach wie 
vor streng an der Wesentlichkeitsgrenze 
von 25 % orientieren. 
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